
Suchergebnisse: Entschädigung

1240 – Die Wittelsbacher verdrängen den Freisinger Bischof aus München

München * Die Zeit, in der die Freisinger Bischöfe in München regieren, liegt ebenso im Düsteren

wie die Zeit vor Herzog Heinrich dem Löwen. Das liegt daran, dass es schon bald zu

Streitigkeiten mit dem neuen baierischen Herzogshaus der Wittelsbacher kommt, die sogar in

kriegerische Auseinandersetzungen münden.      Die Wittelsbacher verdrängen den Freisinger

Bischof aus München. Der Bischof muss seine Münchner Rechte gegen eine jährliche

Entschädigung an den Herzog abtreten. Diese Gebühr wird bis 1802 bezahlt.     Am Ende des

weit über fünfzig Jahre andauernden Konflikts, einigen sich die Kontrahenten auf die Vernichtung

aller streitbezogenen Dokumente. Dieser Maßnahme fallen viele wichtige Informationen zum

Opfer.     

29. September 1369 – Herzog Stephan II. muss die Grafschaft Tirol abtreten

Tirol * Nach mehr als sechs Jahren Krieg und trotz zäher Gegenwehr muss Herzog Stephan II.

die Grafschaft Tirol gegen eine Entschädigung von 116.000 Gulden an die Habsburger abtreten.

Die Grenzgerichte Schärding, Kufstein, Rattenberg und Kitzbühel bleiben bairisch und werden in

der Folgezeit dem Teilherzogtum Baiern-Ingolstadt zugeteilt.

18. April 1470 – Die Stadt kauft dem Heiliggeist-Spital den Gronimushof ab

Haidhausen * Die Stadt kauft dem Heiliggeist-Spital&nbsp;den

Haidhausener&nbsp;Gronimushof&nbsp;um 245 Pfennige ab, um dort den Rohstoff für die

Ziegelherstellung zu erhalten.&nbsp;Der Haidhauser Bauernhof wird auf

Leibgeding&nbsp;vergeben.&nbsp;Das bedeutet, dass sich der Lehensnehmer&nbsp;verpflichten

muss, den jeweils benötigten Ziegelgrund entschädigungslos an die Stadt

abzugeben.&nbsp;Nach dem Lehmabbau erfolgt dann die Rückgabe des Grundes zur weiteren

landwirtschaftlichen Nutzung.

21. Februar 1484 – Aufwandsentschädigung wegen der Pest

München * Während der Pestzeit haben die meisten Stadträte die Stadt verlassen. Diejenigen,
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die die Amtsgeschäfte weitergeführt haben, erhalten jetzt vom Rat eine

Aufwandsentschädigung zugebilligt.

20. Juni 1789 – Kurfürst Carl Theodor ordnet die Verwirklichung der Militärgärten an

München-Englischer Garten * Kurfürst Carl Theodor beauftragt Sir Benjamin Thompson mit der

Verwirklichung der Militärgärten. Er soll den Platz bestimmen, ausstecken, unter die Regimenter

aufteilen und von ihnen bearbeiten lassen. Die Grundstückseigentümer werden finanziell

entschädigt. 

24. August 1801 – Baiern schließt mit Frankreich einen Vorvertrag

München - Paris * Baiern schließt mit Frankreich einen Vorvertrag ab, dem es Kurfürst Max IV.

Joseph ermöglicht, seine in Aussicht gestellten Entschädigungsgebiete bereits vor der

Verabschiedung des Reichsdeputationshauptschlusses in Besitz nehmen zu können. „In Paris

begann ein Handel mit deutschen Bistümern, Abteien, freien Reichsstädten, wobei die fürstlichen

Bewerber vor dem ersten Konsul […] in Regensburg um die Wette krochen. Es war ein höchst

widerliches Schauspiel.“    Österreich will Baiern zuvor als Entschädigung für seine eigenen

Kriegsverluste einverleiben. Dieses Ansinnen kann letztlich nur durch die Intervention von

Russland und Großbritannien verhindert werden. Für Kurfürst Max IV. Joseph und

seinen Minister Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas ist aufgrund dieser Erfahrung eine

Annäherung an Frankreich naheliegend. 

24. August 1801 – Ein eigenständiges Baiern soll ein Erstarken Österreichs verhindern

Paris * Während Österreich Baiern nur als Manövriermasse ansieht, ist Napoleon an einem an

seiner Seite stehenden eigenständigen Staat Baiern interessiert, der ein Erstarken Österreichs

behindern soll. Dazu schließt der der baierische Kurfürst in Paris den separaten Friedensvertrag

mit der Republik Frankreich ab.    Der Vertrag sagt Baiern die territoriale Unverletzbarkeit seiner

rechtsrheinischen Gebiete sowie Unterstützung bei den Entschädigungsverhandlungen zu. 

2. Oktober 1801 – Der Reichstag beschließt das Entschädigungsverfahren

Regensburg * Der in Regensburg tagende Reichstag beschließt, dass die Durchführung des
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Entschädigungsplans aus dem Friedensvertrag von Lunéville durch eine Reichsdeputation

erfolgen soll. 

24. August 1802 – Die Reichsdeputation tritt in Regensburg erstmals zusammen

Regensburg * Die Reichsdeputation, die Durchführung des Entschädigungsplans aus dem

Friedensvertrag von Lunéville ausarbeiten soll, tritt in Regensburg erstmals zusammen.

November 1802 – Der Staat erhält die Entschädigung für die Verlegung der Brücke

Freising * Nach der Säkularisierung Freisings erhält  der Baierische Staat die jährliche

Pauschalsumme als „Rekognition für die Verlegung der Brücke“.

25. Februar 1803 – Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags

Regensburg * Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags befasst sich mit der Annahme

des Reichsdeputationshauptschlusses. Es ist das letzte bedeutende Gesetz des Heiligen

Römischen Reiches Deutscher Nation und behandelt die Neuordnung des Reiches.    Im

Reichsdeputationshauptschluss erfolgt die Kompensation für die Abtretung der linksrheinischen

Gebiete an Frankreich. Grundlage für den Text ist ein im Juni 1802 zwischen Frankreich und

Österreich vereinbarter Entschädigungsplan, der wiederum auf den am 9. Februar 1801

geschlossenen Friedensvertrag von Lunéville zurückgeht.    Die Wittelsbacher haben aber nicht

nur die Herzogtümer Zweibrücken und Jülich sowie die linksrheinische Kurpfalz verloren, sondern

müssen jetzt auch noch die rechtsrheinische Kurpfalz um Mannheim und Heidelberg an Baden

abgeben. Doch durch den § 2 des Reichsdeputationshauptschlusses erhält das kurfürstliche

Baiern       das Fürstbistum Freising mit der dazugehörigen Grafschaft Werdenfels und die

Herrschaft Isen-Burgrain offiziell überschrieben;   dazu die Fürstbistümer Augsburg, Bamberg und

Würzburg sowie Teile von Eichstätt, Passau und Salzburg.    Zu den genannten Territorien

kommen noch 15 Reichsstädte und 13 Reichsabteien dazu. Freilich noch nicht die Großen:

Augsburg und Nürnberg.    Doch damit werden wesentliche Teile Schwabens und Frankens

bairisch.      Insgesamt stehen dem Verlust von 200 Quadratmeilen und 730.000 Einwohnern ein

Gewinn von 288 Quadratmeilen und 834.000 Einwohnern aus den aufgelösten geistlichen

Staaten und wirtschaftliche Werte von über 43 Millionen Gulden von den Klöstern gegenüber. 
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1822 – Ein aussichtsloser Kampf gegen die Mayer'sche Lederfabrik

Untergiesing * Die bürgerliche Schuhmacherzunft Münchens und der Vorstadt Au entschließt

sich, nachdem sie jahrelang dem Geschehen in der Mayer'schen Lederfabrik tatenlos und voller

Neid zugesehen hat, zu einem Protest bei „allerhöchster Stelle“ - vermutlich dem Königlichen

Ministerium des Inneren - gegen die „gewissenlosen Gewerbebeeinträchtigungen, welche wir von

den hiesig- und umliegenden Lederfabrikanten und Israeliten durch die widerrechtliche

Anmaßung der Selbstfabrikation ihrer in Accord übernommenen Militärlieferungen viele Jahre

hindurch sehr empfindlich zu erdulden hatten“.    In der Folge fordert die Behörde den

Lederfabrikanten auf, künftige Militäraufträge bei den ansässigen Schuhmachermeistern fertigen

zu lassen. Doch die Freude der Schuster über ihren Sieg gegenüber dem Lederfabrikanten

dauert nur kurz.     Dem geschäftstüchtigen Fabrikbesitzer Ignaz Mayer gelingt es nämlich, den

Schwabinger Schumacher Hanrieder davon zu überzeugen, dass er seine Werkstatt mit „Sack

und Pack“ sowie mit der Genehmigung der zuständigen Behörden in die Untergiesinger

Lederfabrik verlegt.    Der Schuhmacher erhält dafür „eine wöchentliche Entschädigung [...], und

[kann] sonach genüßlich sein Leben in Wohltätigkeit durchbringen“. Ignaz Mayer aber kann über

den Trick der ausgeliehenen Hanriederischen Konzession - sehr zur Empörung der bürgerlichen

Schuhmacherzunft Münchens und der Vorstadt Au - seine Militärlieferungen auch künftig weiter in

eigener Regie herstellen lassen.    Der Schuhmacherzunft bleibt nur mehr das Beschreiten des

Protestwegs. Ihr Protest gegen die „unerlaubte Transferierung einer Gewerbekonzession von

einer Vorstadt in die andere“ findet beim Königlichen Landgericht zunächst positives Gehör. Doch

die Regierung des Isarkreises hebt das Verbot umgehend wieder auf.    Eine königliche

Anweisung zieht schließlich einen Schlussstrich unter die Affäre - und zwar zugunsten der

industriellen Produktion in der Lederfabrik. Es war das Königliche Handelsministerium, das sich in

den Vorgang um die umstrittene Konzession einmischte und die Entscheidung zugunsten des

Hoflieferanten beeinflusste.    Wenn schon nicht das Einzelmitglied, so hätte doch die

Schuhmacherzunft den Einfluss ihres Kontrahenten und damit die Aussichtslosigkeit ihres

Unterfangens erkennen müssen. Immerhin ist Ignaz Mayer nicht nur der Schwiegersohn des dem

bayerischen Königs als millionenschweren Kreditgebers unentbehrlich gewordenen Leonhard von

Eichthal, sondern seit dem Jahr 1809 auch der Schwiegervater von Simon Freiherr von Eichthal,

der bei der Gründung der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank eine zentrale Rolle spielte.

   Der Hofbankier organisiert nicht nur die neue Kreditbank, sondern stellte auch dem späteren

König Ludwig I. Mittel für seine Kunsteinkäufe zur Verfügung.

12. September 1870 – Bayern will Verhandlungen mit dem Norddeutschen Bund

München - Berlin * Der Ministerrat erbittet von König Ludwig II. die Ermächtigung, mit dem
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Norddeutschen Bund über eine verfassungsrechtliche Verbindung zu verhandeln. Dabei lehnt das

Königreich Bayern einen Beitritt zum Norddeutschen Bund ab, stellt aber einen offiziellen Antrag

auf Verhandlungen, um im Falle einer Reichsgründung möglichst viele Sonderrechte [=

Reservatsrechte] zu erringen. Zudem fordert Bayern von Preußen       die Rückzahlung der

Kriegsentschädigung von 1866,   den vollständigen Ersatz aller im gegenwärtigen Krieg

anfallenden Kosten,   den Verzicht auf die Düsseldorfer Galerie, auf die Preußen im Jahr 1866

Anspruch erhoben hatte, und   einen Gebietszuwachs im Anschluss an die Pfalz. 

15. Februar 1871 – Weitreichende deutsche Forderungen

Bordeaux - Versailles • Die deutschen und die französischen Verhandlungsführer einigen sich auf

eine Verlängerung des Waffenstillstands bis zum 26. Februar und weiten ihn auf ganz Frankreich

aus. Das Deutsche Reich forderte von Frankreich       das Elsass und Teile von Lothringen,   dazu

eine Entschädigung von sechs Milliarden Goldfranc   sowie eine Parade der deutschen Truppen

in Paris.   Die Besetzung der Stadt sollte bis zur Unterzeichnung eines vorläufigen

Friedensvertrages anhalten.   Bis zur Abwicklung der vollständigen Zahlung - vorgesehen ist der

2. März 1874 - sollen deutsche Truppen stationiert bleiben und Teile des Landes

besetzen.&nbsp;

10. Mai 1871 – Die Provinzen Elsaß und Lothringen fallen an Deutschland

Berlin * Der Frankfurter Friedensschluss kostet Frankreich im Wesentlichen die Provinzen

Elsass und Lothringen sowie eine Kriegsentschädigung von fünf Milliarden Gold-Franc.      Der

deutsch-französische Krieg von 1870/71 war ein Krieg der modernen Technik und der

Massenheere, der zu den Schrecken des ungebändigten totalen Kriegs des 20. Jahrhunderts

führen wird. Bismarcks wichtigstes Kriegsziel, die „dauerhafte Beseitigung der Kriegsgefahr an

der deutschen Westgrenze“, ist schon beim Friedensschluss bedroht, weshalb zwei grausame

Weltkriege mit Millionen Toten folgen werden.    Eine betont kriegerische und verherrlichende

Geschichtsschreibung verstellt auf beiden Seiten den Blick auf das Kriegselend. „Das erste

Preußengrab für Deutschlands Einheit - Der Schwur auf die Fahne führte sie alle zum Heldentod

fürs Vaterland - Gott verleihe den Helden droben die Siegespalmen - für Deutschlands Ehre weiht

jedes deutsche Frauenherz Gatten, Sohn und Bruder gern dem Heldentod“. Diese Worte werden

in ein Denkmal auf dem Gaisberg, nahe Weißenburg, geschlagen. 

1874 – Finanzmittel für den Neubau der Akademie bereitgestellt
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München-Maxvorstadt * Zwei Millionen Gulden aus dem französischen Entschädigungsfonds in

Folge des gewonnenen Krieges von 1870/71 werden für den Neubau der Akademie der

Bildenden Künste bereitgestellt. 

19. November 1918 – Die Einstellung der Rüstungsproduktion

München-Kreuzviertel * Die Frage der Entschädigung für zu entlassende Beschäftigte in der

Rüstungsindustrie wird im Kabinett besprochen.    Das Waffenstillstandsabkommen sieht die

Einstellung der Rüstungsproduktion vor. Doch Munitionsfabriken und Werke für

Metallerzeugnisse bilden in Bayern die während der Kriegszeit aufgebauten Hauptindustrien.

Eine Umstellung auf Friedensproduktion verlangt in den Fabriken neue Maschinen und die

Umschulung der Arbeiter. 

1. April 1920 – Das Deutsche Reich übernimmt die bayerische Bahn und Post

Freistaat Bayern - Deutsches Reich • Das Deutsche Reich übernimmt die bayerische Eisenbahn

und die Post. Die geleistete Entschädigung macht nur einen geringen Teil des Anlagewerts aus. 

Juni 1954 – Die Gewerkschaften schließen mit C&A Brenninkmeyer einen Vergleich

München * Die Gewerkschaften schließen mit C&A Brenninkmeyer einen Vergleich. Die Firma

verzichtet auf eine Entschädigung von 250.000 DMark und die Gewerkschaften entschuldigen

sich für die Beleidigungen in einem Flugblatt vom 20. Februar 1954.    Und nachdem sich viele

andere Groß- und Mittelbetriebe für Samstagnachmittags-Öffnungszeiten nach 14 Uhr

aussprechen, bricht der Widerstand zusammen. Der „Ladenschluss-Krieg“ ist damit beendet.

1967 – Die Bäcker-Innung steigt auf die Barrikaden

München-Untergiesing * Die Bäcker-Innung“steigt auf die Barrikaden, nachdem sie die

Hangauffahrt des Mittleren Ringes zu überrollen droht. Um Platz für die Hochstraße zu schaffen,

musst damals ein Drittel des Bürotraktes der Bäcker-Kunstmühle geopfert werden.    Ein

Argument, mit dem sich die Bäcker-Innung damals gegen die städtischen Straßenplaner wehrt,

ist, dass die Versorgung der Münchner Bevölkerung mit Brot gefährdet sei. Vor Gericht wird ihr

eine Entschädigungssumme von 800.000 DMark zugesprochen, die anschließend zur
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Modernisierung in den Betrieb gesteckt wird. Doch diese Investition ist zum Fenster

rausgeschmissen.

4. Mai 1998 – Der Kranzgeldparagraph wird gestrichen.

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Der sogenannte Kranzgeldparagraph wird gestrichen. Als

Kranzgeld bezeichnet man bis dahin eine finanzielle Entschädigung, die eine Frau von ihrem

ehemaligen Verlobten fordern kann, wenn sie auf Grund eines Eheversprechens ihre

Jungfräulichkeit verloren hat, und er anschließend das Verlöbnis löst. Gleiches gilt übrigens auch

für neuverlobte Witwen.
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